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Niederbayern

B e b a u u n g s - u n d G r ü n o r d n u n g s p l a n
Frei f lächenphotovoltaikanlagen

Norden

1:1000

a n d e r B u n d e s a u t o b a h n A 9 2
Fl.-Nrn. 601 und 676 der Gemarkung Ergolding

P R Ä A M B E L
Die Marktgemeinde Ergolding erlässt auf Grund
des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Gesetz v. 26.04.2022 (BGBl. I S. 674) m. W. v. 30.04.2022,
sowie des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. Nr. 18/2007, S. 588),
zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 25.05.2021 (GVBl. S. 286)
und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung v. 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I),
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74)
sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) v. 26.06.1962, neugefasst durch Bek. v. 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)
zuletzt geändert durch Gesetz v. 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802)
diesen Bebauungs- und Grünordnungsplan als SATZUNG.
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1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§1 bis 11 der BauNVO) 
 

1.11. Sondergebiete 
1.11.1.  Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO 

Zweckbestimmung: 
Anlage zur Stromerzeugung aus Sonnenenergie 
Zulässig sind: 
- Kollektoren mit Unterkonstruktion 
- Wechselrichter und Steuerungsgebäude mit Trafos und 
Geräteschuppen 

  - Einfriedung 
  - erforderliche Wegeflächen zur Erschließung 
   
3. BAUGRENZEN, BAUWEISE, BAULINIEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 

3.3.  Baugrenze - überbaubare Grundstücksfläche 
 
 
 
6. VERKEHRSFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
6.1.  LKW-Zufahrt zu Mast Hochspannungsfreileitung 
  Die Zufahrt muss dauerhaft freigehalten werden 
 
 
7. FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG UND 

ABWASSER-BESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 
 

7.1.  Trafostation (Bestand) 
 

 
8. HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSERLEITUNGEN 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 
 

8.1.  110-kV-Hochspannungsfreileitung der DB  
mit Schutzzone 2 x 30,0 m 
(zur Maßentnahme nicht geeignet) 
 
 

8.2.  Mast der 110-kV-Hochspannungsfreileitung der DB  
mit Schutzzone R = 9,0 m 
(zur Maßentnahme nicht geeignet) 
 
 

9. GRÜNFLÄCHEN 
 ( § 9 Abs.1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 
 

9.1.  private Grünfläche,  
  Zweckbestimmung: extensive Wiese 
 

PLANLICHE FESTSETZUNGEN

STROMERZEUGUNG

AUS SONNENENERGIE

SO



16. KARTENZEICHEN FÜR DIE BAYERISCHEN FLURKARTEN 
 
16.1.  Flurstücksnummer 
   
16.2.  Flurstücksgrenzen 

 
 
 

 
17. VERSCHIEDENES 
 
17.1.  Bodendenkmal mit Nummer, hier: Nr. D-2-7438-0224 

„Siedlung der Urnenfelderzeit und der mittleren römi-
schen Kaiserzeit“ 
(nachrichtliche Übernahme) 
 

17.2.  Höhenschichtlinien (1,0 m Abstand) 
 
 
 

17.3.  Anbaufreie Zone zur BAB A 92 (40,0 m) 
 

 

13. PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR 
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT  (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)  

 

13.1. Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Na-
tur und Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB) 
 

13.1.1.  Ausgleichsfläche 
Die im Umweltbericht beschriebenen Maßnahmen sind 
durchzuführen 

 
15. SONSTIGE PLANZEICHEN 
 

15.13.   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs- 
und Grünordnungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB ) 

 

15.15.   Zaunlinie 
 

15.16.   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs- 
und Grünordnungsplans „Freiflächenphotovoltaikanlage 
südlich der Bundesautobahn A92 - Fl.-Nr. 601 und 620 der 
Gemarkung Ergolding“ 

 

PLANLICHE HINWEISE
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PLANLICHE HINWEISE





TEXTLICHE HINWEISE
A. Denkmalschutz 

Auf beiden Planungsflächen liegen Teilflächen des bekannten Bodendenkmals mit der Nr. D-2-7438-0224
„Siedlung der Urnenfelderzeit und der mittleren römischen Kaiserzeit“. Die Flächen wurden nachrichtlich in
die Planung übernommen. 
 

 
 
Ausschnitt aus dem Bayernviewer Denkmal des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege 
Bodendenkmäler rot schraffiert, Planungsgebiet gelb gestrichelt 
 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtli-
che Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren
bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 
 

B. Wasserwirtschaft 

Niederschlagswasser 
Der Abfluss bzw. die Versickerung des Niederschlags- und Oberflächenwassers bleibt im Wesentlichen
unverändert. 
 

Hang- und Schichtwasser 
Erforderlichenfalls sind Schutzvorkehrungen gegen Hang-, Schicht- und Grundwasser durch die jeweiligen
Eigentümer selbst zu treffen. 
 

C. Landwirtschaft 
Das Sondergebiet grenzt an landwirtschaftlich genutzte Flächen. Von diesen können bei ordnungsgemäßer
Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Sollten durch die ordnungs-
gemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung eventuelle Schäden (Staub, Steinschlag) auftreten, dürfen
keine Schadensersatzansprüche gegen den Bewirtschafter gestellt werden. 
 

D. Rückbauverpflichtung 
Eine Rückbauverpflichtung nach Aufgabe der Nutzung der Photovoltaikanlage wird auf privatrechtlicher
Ebene geregelt. Zur Durchsetzung bedarf es eine Duldungsverpflichtung  gem. § 179 Abs. 1 BauGB und
ergänzend der Verpflichtung zum Rückbau mittels städtebaulichem Vertrag. 
 

E. Folgenutzung 
Nach dem Wunsch der Grundstückseigentümer soll als Folgenutzung nach Aufgabe der Photovoltaik-Nut-
zung die Fläche der landwirtschaftlichen Vornutzung zugeführt werden. Dies kann durch entsprechenden
städtebaulichen Vertrag vereinbart werden. 



TEXTLICHE HINWEISE
F. Hinweise Regierung von Niederbayern - Gewerbeaufsichtsamt 

Fundmunition 
Das Gebiet um den Landshuter Bahnhof wurde im 2. Weltkrieg flächig bebombt. Es ist nicht auszuschließen,
dass Ausläufer der Bebombung bis in den zu bebauenden Bereich gegangen sind. Vor Beginn der Arbeiten
ist eine Gefahrenbewertung hinsichtlich eventuell vorhandener Fundmunition durchzuführen. Die grundsätz-
liche Pflicht zur Gefahrenerforschung und einer eventuellen vorsorglichen Nachsuche liegt beim Grund-
stückseigentümer. Im Rahmen der Gefahrenerforschung ist vom Grundstückseigentümer zu prüfen, ob Zeit-
dokumente wie Aussagen von Zeitzeugen oder Luftbilder der Befliegungen durch die Alliierten vorliegen,
die einen hinreichend konkreten Verdacht für das Vorhandensein von Fundmunition geben. Das „Merkblatt
über Fundmunition“ und die Bekanntmachung „Abwehr von Gefahren durch Kampfmittel (Fundmunition)“
des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren sind zu beachten.“ 
 

G. Hinweise des Landratsamts Landshut, Untere Naturschutzbehörde –  
 Empfehlung Wolfsschutzzaun (für den Fall der Beweidung) 

Um sowohl den Anforderungen an die Wolfssicherheit der Zäunung einerseits als auch die Durchlässigkeit 
der Zäunung für kleine und mittelgroße Säugetiere andererseits zu gewährleisten, zeigt das Bayerische
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz folgende Lösungswege vor:  
• Untergrabschutz über Elektrolitze in max. 20 cm Bodenhöhe außen am Zaun, max. 20 cm Abstand vom
Zaun, zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun. 
• Baustahlmatte mit Maschenweite 10x10 cm als Sicherung einer bestehenden Bodenfreiheit, zusätzlich
horizontal · vor dem Zaun ausgelegter Untergrabschutz (z. B. Maschendraht, mind. 60 cm breit); es kann
hierfür z. B. auch eine 1 m breite Baustahlmatte längs abgewinkelt werden und gleichzeitig dem Schutz in
vertikaler sowie horizontaler Richtung dienen;-eine sichere Verankerung im Boden und am Zaun muss ge-
währleistet sein; durch die 10x10 cm-Maschen kommen kleine und mittelgroße Säugetiere wie Igel, Marder
und Feldhasen sowie Hühnervögel noch durch, der Wolf nicht; zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer
Elektrolitze oben am Zaun. 
 

H. Ausgleichsflächen 

Der Bedarf an Ausgleichsflächen wird teilweise innerhalb auf Fl.-Nr. 676 der Gemarkung Ergolding nachge-
wiesen. (sh. Festsetzung im Bebauungs- und Grünordnungsplan) 
Die übrigen Ausgleichsflächen werden extern auf den Fl.-Nrn 417 der Gemarkung Viecht nachgewiesen.
Genauere Angaben im Umweltbericht. 
Die Ausgleichsmaßnahmen sind entsprechend dem Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ zeit-
nah nach dem Eingriff umzusetzen. Nach Art. 6 Abs. 1 BayNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft
… „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten
Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können.“ Der Eingriff liegt somit mit
der tatsächlichen Umnutzung bzw. Umgestaltung der Fläche vor, also z.B. bei Herstellung der Erschließung
auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche. Die Flächen sind, soweit sie sich nicht im Eigentum der
Marktgemeinde befinden, nach § 1090 BGB in Form einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit  zuguns-
ten des Freistaats Bayern dinglich zu sichern, die Durchführung der Maßnahmen ist in Form einer Reallast
gemäß § 1105 BGB zu sichern. Alle Flächen sind durch die Stadt an das Ökoflächenkataster des Bayeri-
schen Landesamtes für Umweltschutz, Dienststelle Hof, Referat 56, Hans-Högn-Straße 12, 95030
Hof/Saale zu melden. 
 
 

Die in den textlichen Hinweisen genannten Regelwerke sind bei folgenden Quellen zu beziehen: 
ATV:  DWA - Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V., Kundenzentrum, Theo-

dor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef, Internet: www.atv.de 
VDE: VDE-Verlag GmbH, Bismarckstraße 33, 10625 Berlin,  Internet: www.vde-verlag.de 
DIN: Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin,  Internet: www.beuth.de 
DVGW: Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. Technisch-wissenschaftlicher Verein, 
 Josef-Wirmer Straße 1-3, D-53123 Bonn,  Internet: www.dvgw.de 



VERFAHRENSVERMERKE
1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Marktgemeinderat Ergolding hat in der Sitzung vom …………… gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungs-
plans „Freiflächenphotovoltaikanlagen an der Bundesautobahn A 92 Fl.-Nrn. 601 und 676 der Gemarkung Ergolding“ beschlos-
sen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am …………… ortsüblich bekannt gemacht. 
 
2. FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf 
des Bebauungsplans in der Fassung vom ………… hat in der Zeit vom ………… bis ………… stattgefunden. 
 
3. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf 
des Bebauungsplans in der Fassung vom ………… hat in der Zeit vom ………… bis ………… stattgefunden. 
 
4. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ………… wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ………… bis ………… beteiligt. 
 
5. AUSLEGUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ………… wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom ………… bis ………… öffentlich ausgelegt. 
 
6. SATZUNG 
Die Marktgemeinde Ergolding hat mit Beschluss des Marktgemeinderats vom ………… den Bebauungsplan „Freiflächenphoto-
voltaikanlagen an der Bundesautobahn A 92 Fl.-Nrn. 601 und 676 der Gemarkung Ergolding“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom ………… als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 

Ergolding, den .......................................... …………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Strauß 

 
 
 
7. AUSGEFERTIGT 
 

Ergolding, den .......................................... …………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Strauß 

 
8. INKRAFTTRETEN 
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am …………………… gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit 
in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird 
hingewiesen. 
 
 
 
 

Ergolding, den .......................................... …………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Strauß 

 


